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Drohnen über Brunsbüttel: Ermittlungen
wegen mutmaßlicher Spionage

Mutmaßliche Spionage-Drohnen über Brunsbüttel:
Ermittlungen von Polizei und Staatsanwaltschaft wegen

Sichtungen über kritischer Infrastruktur.

In Brunsbüttel hat die jüngste Sichtung von Drohnen über dem
ChemCoast Park Besorgnis ausgelöst und die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft Flensburg in Gang gesetzt. Die
Drohnenflüge, die bereits seit dem 8. August wiederholt
beobachtet wurden, werfen Fragen hinsichtlich möglicher
Sabotage und Spionage auf. Die Polizei, unterstützt von
Bundesbehörden, nimmt diese Vorgänge sehr ernst und geht
von einem verdächtigen Akt aus.

Schleswig-Holsteins Innenministerin Sabine Sütterlin-Waack
betont die Wachsamkeit der Sicherheitsbehörden. In einer
schriftlichen Stellungnahme erklärte sie, dass Spionage- und
Sabotageverdacht in der Region stets ein Thema sind. Der Fokus
liegt auf der kritischen Infrastruktur, die in Brunsbüttel
angesiedelt ist, darunter Unternehmen der Chemie- und
Mineralölindustrie sowie ein LNG-Terminal und ein stillgelegtes
Kernkraftwerk.

Drohnenflüge über kritischer Infrastruktur

Die unautorisierten Drohnenflüge haben besorgniserregende
Dimensionen angenommen, insbesondere da sie in sensiblen
Bereichen stattfinden, die für die öffentliche Sicherheit von
Bedeutung sind. Nach Informationen der Polizeidirektion Itzehoe
erstrecken sich die Sichtungen über bedeutende Standorte, was



die Einschätzung der Gefahr erhöht. Medienberichten zufolge
könnte es sich möglicherweise um Drohnen des Typs Orlan-10
handeln, die bekannt dafür sind, große Entfernungen zu fliegen
und möglicherweise von zivilen Schiffen aus gestartet werden
können. Das lässt die Möglichkeit offen, dass diese Flüge nicht
zufällig sind, sondern gezielt durchgeführt wurden.

Auf politischer Ebene gab es bereits eine Forderung nach einem
stärkeren Schutz für kritische Infrastruktur. Niclas Dürbrook,
sicherheitspolitischer Sprecher der SPD, äußerte große
Besorgnis über die Vorfälle und betonte die Notwendigkeit einer
umfassenden Aufklärung. Demnach wird der Innen- und
Rechtsausschuss des Landtags am 4. September über das
Thema beraten.

Reaktionen und Maßnahmen der Behörden

Die Ermittlungen werden nun auch von bundeigenen
Sicherheitseinrichtungen unterstützt, darunter die Bundespolizei
und das Bundeskriminalamt. Das Bundesministerium für
Verteidigung hat Radardaten zur Verfügung gestellt, um den
Überblick über die Luftraumsituation zu wahren. Diese Amtshilfe
zeigt, wie ernst das Thema von den Sicherheitsbehörden in
Deutschland genommen wird. Gleichzeitig bleibt die
Informationslage angespannt und unklar, was die genaue
Bedrohungslage betrifft.

Ein Sicherheitsexperte vom Institut für Sicherheitspolitik an der
Universität Kiel, Henrik Schilling, hebt hervor, dass derartige
Drohnenflüge nicht nur eine physische Bedrohung darstellen,
sondern auch ein Werkzeug zur Angsterzeugung sein können.
„Es ist relativ einfach, Drohnen über kritische Standorte fliegen
zu lassen, und das könnte die Infrastruktur ernsthaft gefährden“,
erklärt Schilling gegenüber NDR Schleswig-Holstein.

Um solche Vorfälle in Zukunft zu verhindern, plant die
Landesregierung, die Polizei mit Drohnenabwehrtechnologien
auszustatten. Sütterlin-Waack bestätigt, dass sowohl



bestehende als auch neue Geräte zur Drohnenabwehr beschafft
werden sollen und dass man bereits mit anderen Bundesländern
zusammenarbeitet. Experten weisen jedoch darauf hin, dass das
Abfangen von Drohnen herausfordernd ist und gegebenenfalls
gefährliche Konsequenzen mit sich bringen kann.

Insbesondere die Methodik des Abfangens – zum Beispiel durch
spezielle Abfangdrohnen mit Netzen – wird diskutiert.
Wissenschaftler der Universität der Bundeswehr haben diese
Technik entwickelt, um illegale Drohnen sicher niederzuholen,
bevor sie Schaden anrichten können.

Ein Risiko für die Sicherheit

Aufgrund der Vielzahl unregistrierter Drohnenflüge über
sicherheitsrelevanten Flächen in Brunsbüttel sieht die Regierung
einen dringenden Handlungsbedarf. Die Vorfälle dienen als
Alarmzeichen und erfordern entschlossene Maßnahmen, um die
integrale Sicherheit zu gewährleisten. Es ist von größter
Bedeutung, derartige Vorgänge im Keim zu ersticken, um das
Vertrauen in die Sicherheit kritischer Infrastrukturen nicht zu
gefährden. Der Schutz vor potenziellen Drohnenangriffen wird
damit nicht nur eine lokale, sondern eine bundesweite
Herausforderung darstellen.

Rechtslage und Regulierung von
Drohnenflügen in Deutschland

In Deutschland unterliegen Drohnenflüge strengen
Regulierungen, die im Luftverkehrsgesetz (LuftVG) und in der
Drohnenverordnung festgelegt sind. Für den Betrieb von
unbemannten Luftfahrzeugen sind Genehmigungen erforderlich,
insbesondere wenn sie in der Nähe kritischer Infrastruktur
stattfinden. Die Fluggenehmigungen sind sowohl für gewerbliche
als auch für private Drohnenpiloten notwendig. Wer ohne gültige
Genehmigung fliegt, muss mit hohen Bußgeldern rechnen.



Die Regelungen umfassen auch Abstandswahrung zu sensiblen
Bereichen, wie beispielsweise Industrieparks, Flughäfen und
Wohngebieten. Zudem gibt es spezielle Vorschriften zum Schutz
der Privatsphäre und zum Datenrecht, um sicherzustellen, dass
private Bereiche nicht unbefugt überflogen werden. Vor dem
Hintergrund der aktuellen Vorfälle in Brunsbüttel könnte es
notwendig sein, diese Vorschriften zu überarbeiten oder zu
verschärfen, um besser auf potenzielle Gefahren reagieren zu
können BMVI.

Technologische Entwicklungen in der
Drohnensicherheit

Die Entwicklung von Technologien zur Drohnenabwehr hat in
den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen.
Angesichts der augenscheinlichen Bedrohung durch unbefugte
Drohnenflüge arbeiten Regierungen und private Unternehmen
an innovativen Lösungen. Dazu gehören sowohl mechanische
Systeme wie Netze und Fangdrohnen als auch elektronische
Gegenmaßnahmen, die Drohnensignale stören können.

Diese Technologien zielen darauf ab, unbefugte Drohnenflüge in
sensiblen Gebieten zu verhindern und die Sicherheit kritischer
Infrastrukturen zu gewährleisten. Ein Beispiel ist die Nutzung
von Radar- und Sensorsystemen, die eine frühzeitige Erkennung
von Drohnen ermöglichen und somit eine sofortige
Reaktionsfähigkeit der Sicherheitskräfte gewährleisten. Solche
Systeme werden in vielen Ländern bereits getestet und
implementiert, um den Herausforderungen in der
Luftraumüberwachung besser begegnen zu können IASR.
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